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§ 30 VwVfG [Geheimhaltung]

Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre Geheimnisse, 
insbesondere die zum persönlichen Lebensbereich gehörenden 
Geheimnisse sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, von der 
Behörde nicht unbefugt offenbart werden.

Bundesrechtlicher Grundsatz
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§ 31 PolG NW 1990 [Rasterfahndung]

(1) Die Polizei kann von öffentlichen Stellen und Stellen außerhalb 
des öffentlichen Bereichs die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten bestimmter Personengruppen aus Dateien zum Zwecke des 
automatisierten Abgleichs mit anderen Datenbeständen verlangen, 
soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist (Rasterfahndung).

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschrift, Tag und Ort 
der Geburt sowie andere für den Einzelfall benötigte Daten zu 
beschränken; es darf sich nicht auf personenbezogene Daten 
erstrecken, die einem berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
unterliegen. (…)
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§ 31 PolG NW 1990 [Rasterfahndung]

(4) Die Maßnahme darf nur auf Antrag des Behördenleiters durch 
den Richter angeordnet werden. (…)

(5) Personen, gegen die nach Abschluss der Rasterfahndung weitere 
Maßnahmen durchgeführt werden, sind hierüber durch die Polizei zu 
unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks der weiteren 
Datennutzung erfolgen kann. Die Unterrichtung durch die Polizei 
unterbleibt, wenn wegen desselben Sachverhalts ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren gegen den Betroffenen eingeleitet worden ist.
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§ 26 HSOG [Besondere Form des Datenabgleichs]

(1) Die Polizeibehörden können von öffentlichen Stellen oder Stellen 
außerhalb des öffentlichen Bereichs zur Verhütung von Straftaten 
erheblicher Bedeutung

1. gegen den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes oder

2. bei denen Schäden für Leben, Gesundheit oder Freiheit oder 
gleichgewichtige Schäden für die Umwelt zu erwarten sind,

die Übermittlung von personenbezogenen Daten bestimmter 
Personengruppen zum Zwecke des automatisierten Abgleichs mit 
anderen Datenbeständen verlangen, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dies zur Verhütung 
dieser Straftaten erforderlich und dies auf andere Weise nicht 
möglich ist. Rechtsvorschriften über ein Berufs- oder besonderes 
Amtsgeheimnis bleiben unberührt.

§ 26 HSOG seit 12. September 2002 (GVBl I 2002, S. 546)
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§ 26 HSOG [Besondere Form des Datenabgleichs]

(4) Die Maßnahme nach Abs. 1 bedarf der schriftlich begründeten 
Anordnung durch die Behördenleitung und der Zustimmung des 
Landespolizeipräsidiums. Von der Maßnahme ist die oder der 
Hessische Datenschutzbeauftragte unverzüglich zu unterrichten.

(…)

§ 26 HSOG seit 12. September 2002 (GVBl I 2002, S. 546)
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§ 26 HSOG [Besondere Form des Datenabgleichs]

(1) Die Polizeibehörden können von öffentlichen Stellen oder Stellen 
außerhalb des öffentlichen Bereichs zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten bestimmter 
Personengruppen aus Dateien zum Zwecke des Abgleichs mit 
anderen Datenbeständen verklangen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. 
Rechtsvorschriften über ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis 
bleiben unberührt.

(…)

§ 26 HSOG bis 11. September 2002 (GVBl I 1994, S. 186)
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§ 26 HSOG [Besondere Form des Datenabgleichs]

(4) Die Maßnahme bedarf außer bei Gefahr im Verzug der 
richterlichen Anordnung. Für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1 mit der 
Maßgabe, daß das Amtsgericht zuständig ist, in dessen Bezirk die 
Polizeibehörde ihren Sitz hat. Die Anordnung muß die zur 
Übermittlung verpflichtete Person sowie alle benötigten Daten und 
Merkmale bezeichnen. Haben die Polizeibehörden bei Gefahr im 
Verzug die Anordnung getroffen, so beantragen sie unverzüglich die 
richterliche Bestätigung der Anordnung. Die Anordnung tritt außer 
Kraft, wenn nicht binnen drei Tagen eine richterliche Bestätigung 
erfolgt. Die oder der Datenschutzbeauftragte ist durch die 
Polizeibehörde zu unterrichten.

§ 26 HSOG bis 11. September 2002 (GVBl I 1994, S. 186)
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